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 (103) 

 

Öffentliche Zustellung  

gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW 

 

Stadt Düren    Düren, 17.09.2024 

Aktenzeichen: 50301.F 486  

 

 

Das an Herrn Benjamin Schmidt, zuletzt wohnhaft 

in 42653 Solingen, Donaustr. 52 A, gerichtete Schrei-

ben vom 09.09.2024 kann bei der Stadt Düren, Wil-

helmstr. 34, 52349 Düren (City-Karree), Zimmer 205, 

eingesehen werden. 

 

Hinweis: 

Das vorbezeichnete Dokument wird hiermit durch öf-

fentliche Bekanntmachung zugestellt.  

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in 

Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-

luste drohen können. 

Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 

der Stadt Düren unter www.dueren.de/amtsblatt ein-

sehbar.  

 

Der Bürgermeister 

Im Auftrag: 

gez. Malsbenden 

Abteilungsleiter 

___________________________________________ 
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Amtliche Bekanntmachung gem. § 26 Abs. 4 

EigVO über die Abschlussprüfung für das  

Geschäftsjahr 2022 der eigenbetriebsähnlichen  

Einrichtung „Dürener Service Betrieb“ 

 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄN-

GIGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 

An den Dürener Service Betrieb 

  

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRES-

ABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss des Dürener Service 

Betriebs, Düren, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 

Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. 

Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-

richt des Dürener Service Betriebs für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 

geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den Vorschriften der Ei-

genbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
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Westfalen i.V.m. der Gemeindeordnung für das  

 

Land Nordrhein-Westfalen und den einschlägigen 

deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. 

Dezember 2022 sowie seiner Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. De-

zember 2022 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-

triebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 

Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 

entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsver-

ordnung und der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass un-

sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB, 

§§ 21 bis 25 der Eigenbetriebsverordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen und § 103 Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen sowie unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-

schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 

Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-

ben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in 

Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-

chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-

sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-

stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 

der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-

schluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-

resabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschrif-

ten der Eigenbetriebsverordnung und der Gemeinde-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in allen we-

sentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-

resabschluss unter Beachtung der deutschen Grunds-

ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermög-

lichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-

setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 

des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 

Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-

schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-

antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 

dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschrif-

ten der Eigenbetriebsverordnung und der Gemeinde-

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen entspricht 

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 

haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Über-

einstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 

Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-West-

falen zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 

zu können. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 

zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 

falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht ins-

gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-

gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 

Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung und der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ent-

spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
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Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-

gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-

heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-

fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 

Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-

nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 

werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-

gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-

sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – 

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 

Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlun-

gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-

langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-

che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-

den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkei-

ten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwir-

ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-

keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-

ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 

können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 

Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 

Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-

nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen 

sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 

zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbe-

triebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-

legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 

von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-

schätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-

messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 

der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 

ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammen-

hang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Ei-

genbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-

heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-

gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 

zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-

sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-

fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-

stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-

weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 

können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb 

seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann. 

 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 

und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-

lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 

die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-

eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss un-

ter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs 

vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 

und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-

entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-

sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 

vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 

Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-

nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-

leitung der zukunftsorientierten Angaben aus die-

sen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 

zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 

den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 

nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-

res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 

von den zukunftsorientierten Angaben abwei-

chen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-

feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im in-

ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-

fung feststellen. 

 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE 

RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 
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Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 

103 Absatz 3 Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen 

des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 

2022 befasst. Auf Basis unserer durchgeführten Tätig-

keiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns 

keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die zu we-

sentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie 

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 

sie dafür als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW 

Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweite-

rung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

(IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, 

anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 

11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhält-

nisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. 

Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprüfers, die 

sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der ge-

setzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu beur-

teilen. 

 

Düren, 30. Januar 2024 

 

   RKP Pelzer Vogt & Partner 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

               Jochen Pelzer 

             Wirtschaftsprüfer  

 

 

 

II.  Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung am 

21.02.2024 den Jahresabschluss zum 31.12.2022 in 

folgender Form festgestellt: 

 

1. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

RKP Pelzer Vogt & Partner, Düren, geprüfte 

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022, 

wird wie folgt festgestellt: 

a) 

die Bilanz zum 

31.12.2022 in Ak-

tiva und Passiva 

 57.202.190,22€ 

b) 

 

die Gewinn- und 

Verlustrechnung 

mit einem  

Jahresfehlbetrag 

von 

 

 

 

 

 

364.427,04 € 

Der Jahresfehlbetrag wird auf neue Rechnung vor-

getragen. 

 

2. Der Betriebsausschuss beschließt die Entlas-

tung der Betriebsleitung nach § 5 Abs. 5 

EigVo.  

 

3. Der Rat der Stadt Düren beschließt die Entlas-

tung des Betriebsausschusses (§ 4 c EigVo).  

 

Es erfolgt eine getrennte Abstimmung über die Punkte 

1 und 2 bzw. Punkt 3.  

Beratungsergebnis betreffend die Punkte 1 und 2 

des Beschlussentwurfs der Vorlage: 

 

Einstimmig beschlossen 

 

Beratungsergebnis betreffend Punkt 3 des Be-

schlussentwurfs der Vorlage:  

 

Einstimmig beschlossen  

 

(die Mitglieder des Betriebsausschusses Dürener Ser-

vice Betrieb nehmen an der Beratung und Beschluss-

fassung zu Punkt 3 nicht teil.) 

 

III. Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden im 

Dürener Service Betrieb – Paradiesstraße 17 – OG 

- Zimmer 108 oder 109/110 von Montag bis Freitag 

in der Zeit von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Don-

nerstag von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, entsprechend 

§26 Abs. 4 EigVo bis zur Feststellung des Jahresab-

schlusses 2022 zur Einsichtnahme verfügbar gehal-

ten. 

 

 

Düren, den 20.08.2024         Düren, den 20.08.2024 

 

 

Frank Peter Ullrich          Benjamin Savelsberg 

 

    Bürgermeister    Betriebsleiter DSB 

 

 

Ralf Kouchen 

 

        stv. Betriebsleiter DSB 

___________________________________________ 
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(105) 

 

 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

 

Altes Aktenzeichen: 61.i5-7-2022-3 

Neues Aktenzeichen: 60.90.01-011/2024-002 

 

Dortmund, den 18. September 2024  

 

 

B E K A N N T M A C H U N G 

 

Antrag der RWE Power AG auf „Erteilung der 

wasserrechtlichen Erlaubnis zur Fortsetzung der 

Entnahme und Ableitung von Grundwasser für die 

Entwässerung des Tagebaus Inden im Zeitraum 

2025-2031“ 

 

Online-Konsultation im Anhörungsverfahren 

 

Die Bezirksregierung Arnsberg führt im Rahmen des 

wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens für das o. a. 

Vorhaben gemäß § 73 Abs. 6 Verwaltungsverfahrens-

gesetz des Landes NRW (VwVfG NRW) i. V. m. § 5 

Abs. 2 bis 5 des Planungssicherstellungsgesetzes (Plan-

SiG) vom 20.05.2020 in der derzeit gültigen Fassung 

eine ersatzweise Online-Konsultation anstelle eines Er-

örterungstermins vom 12.11.2024 bis einschließlich 

zum 26.11.2024 durch. 

 

Im Rahmen der Online-Konsultation werden der An-

tragstellerin, den Kommunen, den Behörden, den Be-

troffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben 

oder Stellungnahmen abgegeben haben, die sonst im 

Erörterungstermin zu behandelnden Informationen 

über eine Internetseite passwortgeschützt in pseudony-

misierter Form zugänglich gemacht. 

Hierzu wurden alle fristgerecht eingegangenen Ein-

wendungen und Stellungnahmen geprüft und in einer 

Synopse aufbereitet. 

 

Die Online-Konsultation findet in dem Zeitraum von  

  

Dienstag, den 12.11.2024 

bis 

Dienstag, den 26.11.2024 

statt.  

 

Die Teilnehmenden der Online-Konsultation können 

sich bis zum Ablauf der Äußerungsfrist, Dienstag, den 

26.11.2024 23:59 Uhr, schriftlich bei der Bezirksregie-

rung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in 

NRW, Dezernat 61, Goebenstraße 25, 44135 Dortmund 

oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse: wasser-

wirtschaft-braunkohle@bra.nrw.de äußern. 

Der Termin wird hiermit gemäß § 73 Abs. 6 Satz 2 

VwVfG NRW i.V.m. § 5 Abs. 3 PlanSiG bekannt ge-

macht. 

 

Die zur Teilnahme außerdem berechtigten sonstigen 

Betroffenen, deren Belange durch das Vorhaben be-

rührt werden, die sich bislang jedoch noch nicht im 

Verfahren geäußert haben, können sich vor Beginn der 

Online-Konsultation, spätestens bis zum 11.11.2024 

bei der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 61, Goe-

benstraße 25, 44135 Dortmund schriftlich oder per E-

Mail unter der E-Mail-Adresse: wasserwirtschaft-

braunkohle@bra.nrw.de, den Zugang zur Online-

Konsultation beantragen. 

 

Die Anmeldung zur Online-Konsultation ist in der Zeit 

von  

 

Montag, den 28.10.2024 

bis 

Montag, den 11.11.2024 

möglich. 

 

Die Behörden, die Vorhabenträgerin und diejenigen, 

die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abge-

geben haben, werden durch die Bezirksregierung Arns-

berg hinsichtlich der Modalitäten der Online-Konsulta-

tion individuell schriftlich benachrichtigt und benöti-

gen keine weitere Anmeldung.  

 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. In der Online-Konsultation werden nur fristge-

recht erhobene Einwendungen und eingegangene 

Stellungnahmen erörtert.  

 

2. Die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. Ein 

Recht zur Teilnahme haben neben den Vertretern 

der beteiligten Behörden und der Antragstellerin 

nur die Betroffenen sowie die Personen, deren 

Einwendungen eingegangen sind. Die Teilnahme-

berechtigung ist daher entsprechend nachzuwei-

sen (Vorlage des Personalausweises und ggf. ei-

nes Grundbuchauszugs, Vertretungsvollmacht 

etc.). 

 

3. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend genannte 

Personen: 

• Einwender/innen (Personen, die schriftlich 

oder zur Niederschrift Einwendungen erho-

ben haben), 

• Betroffene (Personen, deren Rechte oder Be-

lange von dem Vorhaben berührt werden)  

• Bevollmächtigte, Sachbeistände und gesetz-

liche Vertreter der Teilnahmeberechtigten,  
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• Vertreter/innen der am Verfahren beteiligten 

Träger öffentlicher Belange und anerkann-

ten Vereinigungen, 

• Vertreter/innen der Vorhabenträgerin und 

deren Gutachter und Sachverständige,  

• Mitarbeiter/innen der Anhörungsbehörde. 

 

4. Die Teilnahme an der Online-Konsultation erfolgt 

durch Anmeldung. Dafür müssen unter Angabe 

von persönlichen Daten und digitaler Ablichtung 

der Rückseite des Personalausweises die Zu-

gangsdaten zum Portal beantragt werden. Name 

und Adresse des Ausweisinhabers müssen lesbar 

sein. Weitere Daten dürfen dabei unkenntlich ge-

macht sein. Gegebenenfalls müssen weitere Do-

kumente (z.B. Grundbuchauszug, Vollmacht, 

etc.) zur Verifikation beigefügt werden. Dies ist 

vom 28.10.2024 bis zum 11.11.2024 möglich. Die 

Daten werden geprüft. Dadurch kann es zu Verzö-

gerungen von wenigen Tagen bis zur Übermitt-

lung der Zugangsdaten kommen.  

 

5. Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist 

freiwillig. Die im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-

teiligung fristgerecht eingegangenen Einwendun-

gen werden auch dann im weiteren Verfahren be-

rücksichtigt, wenn der/die Einwender(in) nicht an 

der Online-Konsultation teilnimmt oder in deren 

Rahmen keine weitere Stellungnahme abgegeben 

wird.  

 

6. Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Ar-

gumente in der Online-Konsultation ist nicht er-

forderlich. 

 

7. Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im 

Rahmen der Online-Konsultation wird keine 

neue, zusätzliche Einwendungsmöglichkeit eröff-

net, d.h. über die bereits vorgebrachten Argu-

mente hinaus können keine neuen Sachargumente 

vorgebracht und im Verfahren berücksichtigt wer-

den. 

 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren 

der Online-Konsultation mit Ablauf der genann-

ten Frist zur Äußerung (26.11.2024) beendet ist. 

 

9. Durch die Teilnahme an der Online-Konsultation 

oder durch Vertreterbestellung entstehende Kos-

ten werden nicht erstattet. 

 

10. Die mit der Zugangskontrolle erhobenen persön-

lichen Daten werden zum Verfahrensvorgang ge-

nommen und archiviert. 

 

Datenschutz in der Bezirksregierung Arnsberg 

Seit Mai 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO) und das Datenschutzgesetz NRW (DSG 

NRW). Dieses Recht verpflichtet Dienstleister – und 

damit auch die Bezirksregierung – zu verantwortungs-

vollem und transparentem Umgang mit personenbezo-

genen Daten. Weitere Informationen zu Ihren Rechten 

im Datenschutz finden Sie auf der Seite  

https://www.bra.nrw.de/505448 unter Downloads. 

 

Neben der Bekanntmachung der Online-Konsultation 

im Amtsblatt der betroffenen Kommunen wird der In-

halt dieser Bekanntmachung auch auf folgender Inter-

netseite der Bezirksregierung Arnsberg: 

https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen 

sowie auf der Website des zentralen Portals (Umwelt-

verträglichkeitsprüfungen Nordrhein-Westfalen) 

https://uvp-verbund.de/nw 

im o. g. Zeitraum zugänglich gemacht. 

 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Im Auftrag 

gez. Küster 

___________________________________________ 

 

(106) 

 

Bekanntmachung der Stadt Düren 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/390 A 

„Innovationsband Bahnhof Düren – Teilbereich A“ 

in Düren 

 

Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 

03.07.2024 den Bebauungsplan Nr. 1/390 A „Innovati-

onsband Bahnhof Düren“ in Düren gemäß § 10 Bauge-

setzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. Der Be-

schluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit öffent-

lich bekannt gemacht. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 

nachstehenden Skizze dargestellt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bra.nrw.de/505448
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen
https://uvp-verbund.de/nw
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Der Bebauungsplan Nr. 1/390 A „Innovationsband 

Bahnhof Düren – Teilbereich A“ in Düren mit der Be-

gründung und Umweltbericht wird ab sofort bei der 

Stadtverwaltung Düren, Amt für Stadtentwicklung, 

Abteilung Planung, Rathaus der Stadt Düren, Kaiser-

platz 2-4, 52349 Düren, Zimmer 135 zu jedermanns 

Einsicht bereitgehalten und kann dort zu folgenden Zei-

ten eingesehen werden: 

 

montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 

 und  von 14.00 - 16.00 Uhr, 

donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 

 und  von 14.00 - 17.00 Uhr, 

freitags   von 08.00 - 12.00 Uhr. 

 

Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 

Der Bebauungsplan Nr. 1/390 A „Innovationsband 

Bahnhof Düren – Teilbereich A“ kann auch über die 

Internetseite der Stadt Düren unter folgendem Link ein-

gesehen werden: 

 

 

https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-woh-

nen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innen-

stadt  

  

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 

gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  

 

Hinweise: 

 

Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der geltenden Fas-

sung, kann der Entschädigungsberechtigte Entschädi-

gung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB 

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 

kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 

des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-

tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-

digungspflichtigen beantragt. 

Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-

gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 

https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
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bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-

getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-

führt wird. 

Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 

der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 

Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 

schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-

tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 

wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 

sind. 

 

Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 

Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-

net worden, die den Mangel ergibt. 

Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates der 

Stadt Düren wird angeordnet. 

 

Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 

der Stadt Düren (www.dueren.de/amtsblatt) einsehbar. 

 

 

Düren, den 24.09.2024 

 

gez. Frank Peter Ullrich 

 

Frank Peter Ullrich 

Bürgermeister 

___________________________________________ 

(107) 

 

Bekanntmachung der Stadt Düren 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/390 B 

„Innovationsband Bahnhof Düren – Teilbereich B“ 

in Düren 

 

Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 

24.04.2024 den Bebauungsplan Nr. 1/390 B „Innovati-

onsband Bahnhof Düren – Teilbereich B“ in Düren ge-

mäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung be-

schlossen. Der Beschluss des Rates der Stadt Düren 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 

nachstehenden Skizze dargestellt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.dueren.de/amtsblatt
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Der Bebauungsplan Nr. 1/390 B „Innovationsband 

Bahnhof Düren – Teilbereich B“ in Düren mit der Be-

gründung und Umweltbericht wird ab sofort bei der 

Stadtverwaltung Düren, Amt für Stadtentwicklung, 

Abteilung Planung, Rathaus der Stadt Düren, Kaiser-

platz 2-4, 52349 Düren, Zimmer 135 zu jedermanns 

Einsicht bereitgehalten und kann dort zu folgenden Zei-

ten eingesehen werden: 

 

montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 

 und  von 14.00 - 16.00 Uhr, 

donnerstags  von 08.00 - 12.00 Uhr, 

 und  von 14.00 - 17.00 Uhr, 

freitags   von 08.00 - 12.00 Uhr. 

 

Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

Der Bebauungsplan Nr. 1/390 B „Innovationsband 

Bahnhof Düren – Teilbereich B“ kann auch über die In-

ternetseite der Stadt Düren unter folgendem Link ein-

gesehen werden: 

https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-woh-

nen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innen-

stadt  

  

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 

gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  

 

Hinweise: 

 

Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der geltenden Fas-

sung, kann der Entschädigungsberechtigte Entschädi-

gung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB 

https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
https://www.dueren.de/de/leben-wohnen/bauen-wohnen/bauen/bebauungsplaene/uebersicht/dueren-innenstadt
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bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 

kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit 

des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leis-

tungen der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-

digungspflichtigen beantragt. 

Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-

gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 39 

bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-

getreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeige-

führt wird. 

 

Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 

der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 

Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 

schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-

tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 

wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 

sind. 

 

Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 

Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-

net worden, die den Mangel ergibt. 

 

Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates der 

Stadt Düren wird angeordnet. 

 

Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 

der Stadt Düren (www.dueren.de/amtsblatt) einsehbar. 

 

 

Düren, den 24.09.2024 

 

gez. Frank Peter Ullrich 

 

Frank Peter Ullrich 

Bürgermeister  

___________________________________________ 

 

(108) 

 

Bekanntmachung der Stadt Düren 

 

Inkrafttreten der 37. Änderung des Flächennut-

zungsplanes der Stadt Düren für den Bereich des 

Bahngeländes zwischen Lagerstraße,  

Arnoldsweilerstraße und Schoellerstraße in Düren 

 

Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 

24.04.2024 die 37. Änderung des Flächennutzungspla-

nes der Stadt Düren für den Bereich des Bahngeländes 

zwischen Lagerstraße, Arnoldsweilerstraße und 

Schoellerstraße in Düren beschlossen. 

 

Die 37. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 

Düren wurde mit Verfügung der Bezirksregierung Köln 

vom 03.09.2024 unter dem Aktenzeichen 35.22.-

20240093314 FNP-15 gemäß § 6 BauGB genehmigt. 

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. 

 

Der Geltungsbereich des Entwurfs der 37. Änderung 

des Flächennutzungsplanes ist in der nachstehenden 

Skizze dargestellt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.dueren.de/amtsblatt
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Die genehmigte 37. Änderung des Flächennutzungs-

planes der Stadt Düren nebst Begründung mit Umwelt-

bericht und zusammenfassender Erklärung wird ab so-

fort bei der Stadtverwaltung Düren, Amt für Stadtent-

wicklung, Abt. Planung, Rathaus der Stadt Düren, Kai-

serplatz 2-4, 52349 Düren, Zimmer 135 zu jedermanns 

Einsicht bereitgehalten und kann dort zu folgenden Zei-

ten eingesehen werden: 

 

montags bis mittwochs  08.00 - 12.00 Uhr 

  und  14.00 - 16.00 Uhr 

donnerstags   08.00 - 12.00 Uhr 

  und  14.00 - 17.00 Uhr 

freitags    08.00 - 12.00 Uhr 

 

Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 

Mit dieser Bekanntmachung wird die 37. Änderung des 

Flächennutzungsplanes der Stadt Düren gemäß § 6 

Abs. 5 BauGB rechtswirksam. 

 

Hinweise: 

 

Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 

der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 

Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 

schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-

tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 

wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 

sind. 
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Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 

Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 

von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-

net worden, die den Mangel ergibt. 

 

Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates der 

Stadt Düren wird angeordnet. 

 

Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 

der Stadt Düren (www.dueren.de/amtsblatt) einsehbar. 

 

 

 

 

Düren, den 24.09.2024 

 

 

gez. Frank Peter Ullrich 

 

 

Frank Peter Ullrich 

Bürgermeister 

___________________________________________ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(109) 

 

Öffentliche Zustellung  

gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW 

 

Stadt Düren    Düren, 27.09.2024 

Aktenzichen: 50305.V 162  

 

 

Das an Herrn Metodi Yankov Velinov, zuletzt wohn-

haft in 52353 Düren, Olefstraße 48, gerichtete Schrei-

ben vom 27.09.2024 kann bei der Stadt Düren, Wil-

helmstr. 34, 52349 Düren (City-Karree), Zimmer 207, 

eingesehen werden. 

 

Hinweis: 

Das vorbezeichnete Dokument wird hiermit durch öf-

fentliche Bekanntmachung zugestellt.  

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in 

Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-

luste drohen können. 

Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 

der Stadt Düren unter www.dueren.de/amtsblatt ein-

sehbar.  

 

Der Bürgermeister 

Im Auftrag: 

gez. Malsbenden 

Abteilungsleiter 

___________________________________________ 
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